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Drucksache VI/867 


Der Bundesminister für 

Arbeit und Sozialordnung 29. Mai 1970 

lila 3- 1602/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verstoß gegen Artikel 12 GG 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Metzger, Bechert 
(Gau-Algesheim), Corterier, Dr. Geßner, Heyn, Matt- 
höfer, Dr. Müller (München), Pawelczyk, Säckl, Scholl- 
meyer, Seefeld, Wrede, Würtz, Bäuerle, Wuttke, 

Zebisch und Genossen 
— Drucksache VI/561 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Namen der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die in dem Rundschreiben 
des Arbeitgeberverbandes der Glasindustrie vom 12. März 1970 
enthaltene Aufforderung an die Mitglieder der Gruppe Hohl- 
glaserzeugung, keine Arbeitskräfte der Firma Richard Süßmuth- 
Glashütte Immenhausen einzustellen und die Bestimmungen 
des Abwerbungsbeschlusses sorgfältig zu beachten? 


Nach Mitteilung des Vereins der Glasindustrie, München, sollte 
sein Rundschreiben an die Mitglieder der Gruppe Hohlglas- 
erzeugung der Aufrechterhaltung der in wirtschaftliche Schwie- 
rigkeiten geratenen Firma Richard Süßmuth-Glashütte in Im- 
menhausen und damit auch der Erhaltung der Arbeitsplätze 
dienen. 

Mit der Aufforderung in dem Rundschreiben, „keine Arbeits- 
kräfte dieser Firma einzustellen und die Bestimmungen unseres 
Abwerbungsbeschlusses sorgfältig zu beachten", sollten seine 
Mitglieder nach den Angaben des Vereins lediglich nochmals 
eindringlich ermahnt werden, von Abwerbungen von Arbeit- 
nehmern der Firma Süßmuth-Glashütte abzusehen, um der Ge- 
fahr vorzubeugen, daß der Betrieb durch Verlust einer größeren 
Zahl von Facharbeitern vorzeitig zum Erliegen kommt und so- 
mit die Arbeitsplätze aller Arbeitskräfte gefährdet werden. Der 
in dem Rundschreiben angeführte Abwerbungsbeschluß stammt 
bereits aus dem Jahre 1961 und wendet sich allgemein gegen 
Abwerbungsversuche der Glasbetriebe untereinander. 
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Wenn auch das Rundschreiben nicht ganz eindeutig in diesem 
Sinne gefaßt worden ist, hat der Verband versichert, daß er 
einen freiwilligen Arbeitsplatzwechsel der Arbeitnehmer nach 
ordnungsgemäßer Auflösung ihres Arbeitsverhältnisses nicht 
habe unterbinden, sondern nur auf die genaue Einhaltung des 
Abwerbungsbeschlusses habe hinweisen wollen. 

Mit sogenannten schwarzen Listen, die bestimmte Gruppen von 
Arbeitnehmern enthalten mit dem Ziel, sie von Stellenange- 
boten auszuschließen, kann das Rundschreiben nicht verglichen 
werden. Derartige schwarze Listen würde die Bundesregierung 
in aller Schärfe mißbilligen. 


2. Sieht die Bundesregierung in dieser Einschränkung der Frei- 
zügigkeit der Arbeitnehmer eine unzulässige Maßnahme des 
Arbeitskampfes? 


Bei der hier angesprochenen Arbeitskampfmaßnahme ist an die 
sog. Einstellungssperre — als einer Art des Boykotts — zu 
denken, bei der ein Arbeitgeberverband seine Mitglieder auf- 
fordert, bestimmte Arbeitnehmer oder Arbeitnehmer-Gruppen 
zur Erreichung eines bestimmten Kampfzieles nicht einzustellen, 
wobei sich die Arbeitgeber der sog. schwarzen Listen bedienen, 
die die Namen der boykottierten Arbeitnehmer enthalten. 

Aus der Beantwortung der Frage 1 ergibt sich, daß der Verein 
der Glasindustrie eine derartige Arbeitskampfmaßnahme nicht 
beabsichtigt hat. 


3. Was wird die Bundesregierung tun, um mögliche Nachteile für 
die Arbeitnehmer der Firma Richard Süßmuth-Glashütte Immen- 
hausen abzuwenden? 

Es liegt kein Grund zu der Annahme vor, daß für die Arbeit- 
nehmer der Firma Richard Süßmuth-Glashütte Nachteile ent- 
standen sind bzw. noch entstehen werden. Nach Auskunft der 
Bundesanstalt für Arbeit ist der Umfang der Produktion der 
Firma bis jetzt unverändert geblieben. Es sind keine Arbeit- 
nehmer ausgeschieden, weder durch Kündigung seitens des 
Unternehmens noch aus eigenem Entschluß. 


Walter Arendt 



